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WANSNER: AUFSTIEGSWILLEN FRÜHZEITIG FÖRDERN STATT 

EINE BEVORZUGUNG VON MIGRANTEN PER GESETZ 
 
Der integrationspolitische Sprecher der CDU-Fraktion, Kurt WANSNER, erklärt: 
 
„Natürlich wäre es wünschenswert, wenn Menschen mit Migrationshintergrund stärker im 
öffentlichen Dienst vertreten wären als bisher. Auch spricht grundsätzlich nichts dagegen, 
wenn mehr von Migranten geführte Firmen öffentliche Aufträge erhalten würden. Beides 
muss jedoch der Wettbewerb regeln. Eine vom rot-roten Senat geplante gesetzlich 
festgeschriebene Bevorzugung von Menschen mit Migrationshintergrund lehnen wir deshalb 
ab.  
 
Leistung und Qualität muss für jeden der Maßstab sein. Alles andere wäre ungerecht. So kann 
es beispielsweise nicht sein, dass bei der Besetzung von Stellen stärker auf `muttersprachlich 
beherrschte Fremdsprachenkenntnisse´ geachtet werden soll als auf die bisherigen 
Eignungsmerkmale. Denn damit werden qualifizierten einheimischen Bewerbern künstlich 
Hürden aufgebaut.  
 
Dasselbe gilt für die Vergabe von Aufträgen durch die öffentliche Hand. Über eine rege 
Beteiligung von Migranten geführter Unternehmen an Ausschreibungen und Direktvergaben 
freuen wir uns natürlich sehr. Am Ende muss aber das beste Preis-Leistungs-Verhältnis das 
Kriterium sein, weshalb ein Unternehmen den Zuschlag erhält. Die Herkunft der 
Unternehmensführung ist als Qualitätsmerkmal ungeeignet. 
 
Statt eine Ungleichbehandlung per Gesetz wollen wir eine Aufstiegsmentalität, die es jedem 
unabhängig von seiner Herkunft ermöglicht, sich erfolgreich in die Gesellschaft und die 
Berufswelt zu integrieren. Hierbei sind Vorbilder und die Unterstützung durch die 
Migrantenverbände ganz entscheidend.“ 


